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Umsetzung des Masterplans Güterverkehr und Logistik 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Deutschland soll im Bereich Logistik auch künftig hervorragend positioniert 
sein, in Europa und weltweit. Die Wirtschaftskraft Deutschlands ist ohne 
einen leistungsfähigen Logistik- und Güterverkehrssektor nicht denkbar. Um 
dieses Bewusstsein in Politik und Öffentlichkeit zu verstärken und die zentra- 
len Weichen für eine erfolgreiche Bewältigung zukünftiger Herausforderun- 
gen im Verkehrsbereich zu setzen, muss der Masterplan Güterverkehr und Lo- 
gistik mit Hochdruck umgesetzt werden. 

Mit dem Masterplan Güterverkehr und Logistik legte die Bundesregierung in 
der letzten Wahlperiode ein strategisches Konzept vor. Ziel des Masterplans 
Güterverkehr und Logistik ist es, eine leistungsfähige Infrastruktur zu sichern 
und den zukünftigen Verkehr gleichzeitig energiesparend, effizienter, sauberer 
und leiser zu machen. 

Der Masterplan enthält 35 konkrete Maßnahmen, die mehr als 700 Experten 
aus Unternehmen, Gewerkschaften, Politik, Wirtschafts- und Umweltverbän- 
den sowie der Wissenschaft erarbeitet haben, sie sind bezüglich ihrer Pro- 
blemstellungen, Ausgestaltung, Verantwortlichkeiten, Kosten und Wirkungen 
detailliert beschrieben und mit Zeithorizonten versehen. Der Plan ist komple- 
mentär zum „Aktionsplan Güterverkehrslogistik“ der Europäischen Kommis- 
sion. 

Die Maßnahmen des Masterplans Güterverkehr und Logistik kommen allen 
Bürgerinnen und Bürgern zugute, etwa indem Staus durch ein modernes Bau- 
stellenmanagement vermieden, hoch belastete Schienenkorridore und Auto- 
bahnen ausgebaut und Verkehrslärm und Umweltverschmutzung reduziert 
werden sollen. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Logistikbranche als nach Umsatz drittgrößte Branche nach Handel und Au- 
tomobilindustrie hat in Deutschland eine große Bedeutung für Wirtschaft, 
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Wachstum, Wohlstand und Beschäftigung. So verzeichnete die Logistikbranche 
im Jahr 2009 einen Umsatz von rund 200 Mrd. Euro. Dies entspricht etwa dem 
Niveau von 2007. Für dieses Jahr wird mit einem leichten Umsatzwachstum von 
2 Prozent bis 3 Prozent gerechnet. Güterverkehr und Logistik bilden das Rück- 
grat der heutigen, arbeitsteilig produzierenden Wirtschaft. Sie ermöglichen eine 
effiziente weltweite Organisation der Produktion und stärken damit die Leis- 
tungsfähigkeit der Volkswirtschaft. Transport und Logistik sind heute und noch 
mehr in der Zukunft unentbehrliche Bestandteile fast aller modernen Produk- 
tions- und Dienstleistungsprozesse. Sie sind wichtige Produktions- und Stand- 
ortfaktoren und auch für Deutschland von essentiellem Interesse. 

Ziel der Bundesregierung ist es daher, dass Deutschland seine Stellung als 
Logistikstandort noch weiter ausbaut. Die Bundesregierung will und wird den 
Logistikstandort Deutschland stärken. Zur Förderung des Logistikstandortes 
Deutschland wird — in Zusammenarbeit mit dem Gewerbe ~ entsprechend der 
Vorgaben im Koalitionsvertrag zurzeit der Masterplan Güterverkehr und Logis- 
tik neu ausgerichtet. 


1 . Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, dass Güterverkehr und Logis- 
tik entscheidende Faktoren für die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
am Weltmarkt orientierten deutschen Wirtschaft darstellen und auch in Zu- 
kunft ein Motor für Wirtschaft und Beschäftigung am Standort Deutsch- 
land sein werden? 


Ja 


2. Wie bewertet die Bundesregierung die Auswirkungen der Wirtschafts- und 
Finanzkrise im Bereich Güterverkehr und Logistik? 

Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat auch den Bereich Güterverkehr und Logis- 
tik getroffen. Auf Grund der im zweiten Flalbjahr begonnenen Erholung ist für 
2010 und auch danach für nahezu alle Industrieländer j edoch ein Anstieg der ge- 
samtwirtschaftlichen Produktion zu erwarten. Für Deutschland wurde in der 
Mittelfristprojektion des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie 
(BMWi) ein Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 1,4 Prozent im Jahr 2010 
sowie um 1,9 Prozent bis zum Jahr 2013 erwartet. 

Die Transportnachfrage ist im Jahr 2009 um rund 11 Prozent sowohl bei Auf- 
kommen als auch bei der Verkehrsleistung gesunken. Für das Jahr 2010 deuten 
die gesamt- und branchenwirtschaftlichen Leitdaten jedoch auf eine spürbare 
Belebung der Güterverkehrskonjunktur einschließlich der Transportnachfrage. 
Für 2010 lässt die Belebung dieser beiden Einflussgrößen einen (Wieder-)An- 
stieg in den meisten bedeutenden Güterbereichen erwarten. Insgesamt wird die 
Zunahme auf 5 Prozent prognostiziert. Nach 2010 wird sich das Wachstum 
grundsätzlich fortsetzen, mit rund 4 Prozent p. a. aber etwas schwächer ausfal- 
len als im laufenden Jahr. 

Für die Logistikbranche wird für 2010 mit einem leichten Umsatzwachstum von 
2 Prozent bis 3 Prozent gerechnet. Die deutsche Logistikwirtschaft erreichte 
2009 einen Umsatz von rund 200 Mrd. Euro (2008 rund 218 Mrd. Euro). Sie 
liegt damit vom Umsatz her in etwa auf dem Niveau von 2007. 
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3. Wie sieht der weitere Zeitplan für die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und FDP in Zusammenarbeit mit den Verbänden vorgesehene Über- 
arbeitung des Masterplans Güterverkehr und Logistik aus? 

4. In welcher Form werden die von den Verbänden bisher beim Bundesminis- 
terium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) eingereichten 
Stellungnahmen in die Weiterentwicklung des Masterplans Güterverkehr 
und Logistik einbezogen? 

Die Fragen 3 und 4 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beant- 
wortet. 

Gemäß der Zielsetzung des Koalitionsvertrags befindet sich das Bundesministe- 
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) in einem offenen und 
transparenten Dialogprozess mit dem Gewerbe. Dazu hatte das Gewerbe zu- 
nächst Gelegenheit, schriftlich Stellungnahmen abzugeben, die zurzeit ausge- 
wertet werden. Nach einer ersten gemeinsamen Besprechung sind während des 
Sommers weitere Gespräche vorgesehen. Danach will das BMVBS die Neujus- 
tierang zügig abschließen. 


5. Nach welchen Kriterien wird die Bundesregierang darüber entscheiden, 
welche Maßnahmen des Masterplans Güterverkehr und Logistik umge- 
setzt, beendet oder fortentwickelt werden? 

Die Bundesregierung verfolgt eine Verkehrspolitik, durch die Mobilität ermög- 
licht und gesichert werden soll und bei der alle Verkehrsträger ihre jeweiligen 
Stärken einsetzen köimen. Dabei orientiert sich die Bundesregierang unter 
Beachtung des zur Verfügung stehenden Finanzrahmens an den Mobilitäts- 
bedürfnissen der Gesellschaft, ohne Klima-, Umwelt- oder Lärmschutz außer 
acht zu lassen. Flieran wird sich die weitere Umsetzung der Maßnahmen des 
Masterplans Güterverkehr und Logistik orientieren. 


6. Wie viele Mittel des Bundeshaushalts stehen für welche im Masterplan 
Güterverkehr und Logistik vorgesehene Maßnahme im Haushaltsjahr 2010 
zur Verfügung, und welche Veränderungen hat es im Vergleich zum Haus- 
haltsplan 2009 gegeben? 

Die zur Verfügung stehenden Mittel ergeben sich aus untenstehender Tabelle 
(Angaben in Tausend Euro). 


Maßnahme 

Bezeichnung 

Haushalts- 
ansatz 2009 

Haushalts- 
ansatz 2010 

Al 

Ausbau und Verstärkung der Verkehrsmanagementsysteme auf 
hoch belasteten Strecken der Bundesautobahnen 

- 

27 200 

A2 

Bundesweite Vereinheitlichung und Vernetzung der Verkehrs- 
managementsysteme auf Bundesautobahnen 

1 000 

2 500 

A3 

Beschleunigte Umsetzung des , Ausbauprogramms zur Verbes- 
serang des Parkflächenangebots an Tank- und Rastanlagen der 
Bundesautobahnen“ 

45 000 
inkl. KP 1 

55 000 
inkl. KP 1 

100 Mio. € für 2009 + 2010 
aus KP 11 

A4 

Weiterführang und Intensivierung der Maßnahmen zur Stau- 
vermeidung durch Optimierung des Baustellenmanagements 

- 

- 
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Maßnahme 

Bezeichnung 

Haushalts- 
ansatz 2009 

Haushalts- 
ansatz 2010 

A5 

Verkehrsinformations- und Kommunikationsdienste für den 
Lkw auf dem Autobahnnetz durch Nutzung der Mautinforma- 
tionen (Mautmehrwertdienste) 

- 

- 

A6 

Erarbeitung eines Konzeptes für die beschleunigte Einführung 
des europäischen Standards European Train Control System 
(ETCS) auf den Frachtkorridoren Deutschlands 

- 

- 

A7 

Erstellung eines nationalen Flafenkonzeptes 

- 

- 

A8 

Erstellung eines nationalen Flughafenkonzeptes 

- 

- 

A9 

Konzertierte Aktion mit Verladern und Transportwirtschaft zur 
zeitlichen Entzerrung des Güterverkehrs (Ausweitung der 
Rampenzeiten) 

- 

- 

AlO 

Schaffung einer Ansprechstelle: Beauftragter der Bundesregie- 
rung für Güterverkehr und Logistik 

- 

- 

Bl 

Initiative für Logistik im städtischen Raum (Urban Logistics) 

- 

97 

B2 

Verstärkte Investitionen der Unternehmen in iimovative und 
kapazitätssteigernde Technologien 

- 

- 

B3 

Transitverkehre optimieren 

189 

90 

B4 

Short Sea Shipping 

- 

- 

C 1 

Überprüfung der ordnungspolitischen Rahmenbedingungen für 
den Güterverkehr im intermodalen Wettbewerb 

- 

- 

C2 

Aufstockung der Mittel für den Kombinierten Verkehr 

114 000 

54 600 

24 700 
aus KP 11 

C3 

Weiterentwicklung von Umschlagstechniken und Organisation 
im Kombinierten Verkehr 

- 

- 

C4 

Einbeziehung externer Kosten 

- 

- 

D 1 

Entmischung von Güter- und Personenverkehr 

10 450 000* 

9 730 000* 

D2 

Überprüfung der Bedarfspläne 

1 500 

400 

D3 

Forcierte Umsetzung von PPP-Lösungen zur zügigen und effi- 
zienten Realisierung von Autobahnausbau und Autobahnerhal- 
tungsmaßnahmen 

71 400 

78 800 

El 

Erarbeitung eines Konzepts zur Differenzierung der Mautsätze 
nach Strecken und Zeitklassen 

37 4** 

28.4** 

E2 

Lärmminderung bei der Schiene 

- 

- 

E3 

Einrichtung eines Förderprogramms zum Einsatz moderner 
Technologien zur Lärmminderung bei Schienenfahrzeugen 

bis zu 

10 000*** 

bis zu 

25 000*** 

E4 

Prozessoptimierung der Logistikkette unter stärkerer Berück- 
sichtigung der Umweltbelange 

- 

- 

ES 

Weitere Erhöhung der Umwelt- und Sicherheitsstandards 
(Emissionsreduzierung, Lärmminderung, Sicherheitstechnik) 

- 

- 
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Maßnahme 

Bezeichnung 

Haushalts- 
ansatz 2009 

Haushalts- 
ansatz 2010 

Fl 

Verstärkte Durchsetzung von Sozialvorschriften im Straßengü- 
terverkehr zur Erhöhung der Verkehrssicherheit 

- 

- 

F2 

Start einer Aus- und Weiterbildungsinitiative 

- 

- 

F3 

Regelmäßiges Gipfeltreffen zum Thema Arbeit und Ausbil- 
dung in Güterverkehr und Logistik 

- 

- 

F4 

Initiierang eines Leuchtturmprojekts zur internationalen Profi- 
lierung der Hochschulausbildung in der Logistik 

- 

- 

FS 

Monitoring der Arbeitsbedingungen in Güterverkehr und 
Logistik durch das Bundesamt für Güterverkehr (BAG) 
im Rahmen der Marktbeobachtung 

110 

110 

F6 

Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der See- 
leute 

0,0 

611 

G 1 

Errichtung eines Netzwerkes Güterverkehr und Logistik 

- 

- 

G2 

Umsetzung eines Vermarktungskonzepts für den Logistik- 
standort Deutschland 

600 

600 

G3 

Sicherheitsstrategie für die Güterverkehrs- und Logistikwirt- 
schaft 

- 

- 


* Zahlen beziehen sich auf die Mittel, die insgesamt für Investitionen in Schiene und Straße zur Verfügung stehen, aus denen die Maßnahme 
finanziert wird 

** bei diesen Ausgaben handelt es sich um Forschungsvorhaben zu dieser Masterplanmaßnahme, die aus lfd. Haushaltstiteln finanziert wurden 
*** Teil des Lärmsanierungstitels 


7. Ist die Bedarfsermittlung für den Ausbau und die Verstärkung der Ver- 
kehrsmanagementsysteme auf hoch belasteten Strecken der Bundesauto- 
bahnen abgeschlossen? 

Wenn ja, welche Ergebnisse hat die Bedarfsermittlung sowie die Plausibili- 
tätsüberprüfung der Rückmeldungen durch die Länder durch die Gebiets- 
referate des BMVBS erbracht? 

Die Bedarfsermittlung und die durchgeführte Plausibilitätsprüfung hat ein Volu- 
men in Höhe von ca. 600 Mio. Euro für Projekte erbracht, die grandsätzlich ge- 
eignet sind, die jeweiligen verkehrlichen Probleme zu reduzieren. 


8. Wann wird der „Projektplan Straßenverkehrstelematik“ vorliegen, und was 
wird der Inhalt des Plans sein? 

Die Abstimmungen mit den Ländern zum „Projektplan Straßenverkehrstelema- 
tik“ sind noch nicht abgeschlossen. Das BMVBS strebt an, den „Projektplan 
Straßenverkehrstelematik“ bis Mitte 2010 mit den Ländern abzustimmen und 
anschließend zu veröffentlichen. Inhalt des Projektplans sind verkehrlich wirk- 
same und wirtschaftliche Vorhaben, auf deren zügige Umsetzung sich Bund und 
Länder gemeinsam verständigen. 
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9. Wie weit ist der Ausbau der bundesweit vereinheitlichten und vernetzten 
Verkehrsmanagementsysteme auf Bundesautobahnen vorangeschritten, 
und was ist der derzeitige Stand des Forschungsprojekts „Metadatenplatt- 
form Individualverkehr“? 

Im Masterplanprojekt A 2 Metadatenplattform Verkehrsinformationen Indivi- 
dualverkehr sind die ersten Ausschreibungen und Vergaben von Teilprojekten 
erfolgt. Aktuell läuft die Ausschreibung der Realisierung und des Betriebs des 
im Projekt entwickelten technischen Systems „Mobilitäts Daten Marktplatz“ 
(MDM). Darüber hinaus werden derzeit Vereinbarungen mit den Projekt- 
partnern getroffen, die während der Pilotphase des MDM Daten über diesen aus- 
tauschen und mit ihren Erfahrungen zur Optimierung des Systems beitragen 
werden. 


10. Wie viele der insgesamt mindestens 1 1 000 zusätzlich bis 2012 geplanten 
Lkw-Parkstände an Bundesautobahnen wurden bis Ende 2009 und wie 
viele werden bis Ende 2010 voraussichtlich noch geschaffen? 

11. In welchen Bundesländern und an welchen Bundesautobahnen sind die 
neuen Lkw-Parkstände in den Jahren 2009 und 2008 gebaut worden? 

Die Fragen 10 und 1 1 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

ln den Jahren 2008 und 2009 wurden bundesweit insgesamt aimähemd 3 000 
neue Lkw-Parkstände auf den Rastanlagen der Bundesautobahnen geschaffen. 
Ein Großteil der Maßnahmen wurde in den sechs am stärksten vom Lkw-Park- 
platzdefizit betroffenen Ländern (Niedersachsen, Nordrhein- Westfalen, Hessen, 
Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg und Bayern) realisiert, unter anderem an 
den Bundesautobahnen 1 bis 9, 27, 30, 45, 61, 81 und 99. Erfasst sind auch zahl- 
reiche Sofortmaßnahmen. Dabei wurden kurzfristig Freiflächen auf bestehen- 
den Rastanlagen durch bauliche Umgestaltung oder Markierung für zusätzliche 
Lkw-Parkstände nutzbar gemacht. 

Nach jetzigem Stand werden die Länder im Jahr 2010 voraussichtlich rund 
3 000 neue Lkw-Parkstände realisieren. 


12. Wie bewertet die Bundesregierung die Widerstände in Kommunen und 
Gemeinden gegenüber dem Neubau von Lkw-Parkständen, und welche 
Lösungswege sieht sie, die örtlichen Bedenken auszuräumen? 

Die Straßenbauverwaltung informiert in der Regel die durch Neu- und Ausbau- 
maßnahmen von Rastanlagen betroffenen Kommunen im Planungsprozess, so 
dass die Interessen der Anwohner soweit wie möglich berücksichtigt und die 
Auswirkungen der Maßnahmen so gering wie möglich gehalten werden köimen 
(z. B. durch Lärm- oder Sichtschutzmaßnahmen). Für die Schaffung des Bau- 
rechts beim Neubau von Lkw-Parkständen auf Rastanlagen der Bundesauto- 
bahnen findet wie bei allen anderen Bundesfemstraßenplanungen der § 17 ff. 
Bundesfemstraßengesetz Anwendung. Die von einer spezifischen Rastanlagen- 
planung betroffene Gemeinde kann in dem jeweiligen Baurechtsverfahren eine 
Stellungnahme abgeben, die von der jeweils zuständigen Behörde auf Landes- 
ebene bewertet und abgewogen wird. 
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13. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung vor, dass bei einer Er- 
weiterung von Lkw-Parkplätzen an Bundesautobahnen die örtliche Kri- 
minalität steigt? 

Zur örtlichen Kriminalitätsentwicklung aufgrund erweiterter Lkw-Parkplätze an 
Bundesautobahnen liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor. Polizei- 
liche Aufgaben werden von den j eweiligen Bundesländern in eigener Zuständig- 
keit wahrgenommen. 


14. Wie viele gemeinsame Erklärungen hat der Bund mit den am stärksten 
vom Parkständemangel betroffenen Ländern abgeschlossen, und was ist 
Inhalt der Erklärungen? 

Der Bund hat mit sechs Ländern (Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nieder- 
sachsen, Nordrhein- Westfalen und Rheinland-Pfalz) sog. Gemeinsame Erklä- 
rungen abgeschlossen. Im Wesentlichen verpflichten sich darin die jeweiligen 
Länder in 2009 und 2010 eine bestimmte Anzahl von Lkw-Parkständen auf 
Rastanlagen der Bundesautobahnen zu realisieren. Der Bund verpflichtet sich 
seinerseits, die notwendigen Haushaltsmittel bereitzustellen. 


15. Wie sieht der Inhalt des Leitfadens zur Weiterführung und Intensivierung 
der Maßnahmen zur Stauvermeidung durch ein verbessertes Baustellen- 
management aus, und wie weit ist die Abstimmung des Leitfadens mit 
den Ländern? 

Der Leitfaden ,Arbeitsstellenmanagement“ soll den Aufbau und die Abläufe 
eines wirksamen Baustellenmanagements unterstützen, die vorhandenen Rege- 
lungen bündeln und den Beteiligten praxisnahe Handlungsempfehlungen zu 
dessen Umsetzung liefern. Er enthält Vorgaben für die Planung und Durch- 
führung von Arbeitsstellen kürzerer und längerer Dauer, ergänzende Hinweise 
zu den einschlägigen Regelwerken und Verfahrensweisen und beschreibt die 
Rahmenbedingungen für die Realisierung von technischen und organisatori- 
schen Maßnahmen, um den Eingriff in den Verkehrsablauf so gering wie mög- 
lich zu halten. Der Leitfaden befindet sich derzeit in der finalen Abstimmung mit 
den Ländern. Es ist beabsichtigt, ihn im Sommer 2010 einzuführen. 


16. Welchen Inhalt hat der Leitfaden „Störfallmanagement“, der zum Thema 
verbessertes Baustellenmanagement erarbeitet werden sollte? 

Der Leitfaden „Störfallmanagement“ stellt den Aufbau und die Abläufe eines ef- 
fektiven Störfallmanagements dar und gibt den unterschiedlichen Beteiligten 
praxisnahe Handlungsempfehlungen zur Optimierung der derzeit angewandten 
Verfahren bzw. Abläufe im Rahmen des Störfallmanagements. 


17. Wie sehen aus der Sicht der Bundesregierung die rechtlichen und finan- 
ziellen Voraussetzungen aus, damit ein fairer Wettbewerb zwischen An- 
bietern für Telematik-Mehrwertdienste ermöglicht wird? 

18. Sind die Gespräche mit dem Unternehmen Toll Collect GmbH bereits zur 
Einführung von Mautmehrwertdiensten abgeschlossen, und was war Er- 
gebnis der bisherigen Gespräche? 

Die Fragen 17 und 18 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 
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Der Bund wird einen fairen Wettbewerb sicherstellen, sobald potenzielle Anbie- 
ter die Bedingungen der Fusionskontrollentscheidung erfüllen. Dies ist bisher 
nicht der Fall. 


19. Inwiefern behindert das noch nicht abgeschlossene Mautschiedsverfahren 
eine Einigung mit Toll Collect über die Einführung von Mautmehrwert- 
diensten? 

Die Erbringung von Mehrwertdiensten unter Inanspruchnahme des deutschen 
Mautsystems ist nicht Gegenstand der zwischen Bund und Toll Collect geführ- 
ten Maut-Schiedsverfahren. Diese Verfahren behindern eine Einführung von 
Mautmehrwertdiensten nicht. 


20. Gibt es bereits Vorbereitungen für die Einführung von ETCS (European 
Train Control System) auf hoch belasteten Schienenkorridoren in 
Deutschland, und wenn ja, um welche Strecke handelt es sich dabei, und 
wie sehen die Vorbereitungen aus? 

21. Ist für die Einführung von ETCS auf den entsprechenden Strecken die 
Finanzierung durch den Bundeshaushalt wie auch durch die Deutsche 
Bahn (DB AG) in den kommenden Jahren gesichert? 

Wenn ja, in welcher Höhe sind Investitionen bis zum Jahr 2020 vorgese- 
hen? 


Die Fragen 20 und 21 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 


Gemäß dem europäischen Bereitstellungsplan, der mit der Entscheidung der 
EU-Kommission 2009/561/EG am 22. Juli 2009 veröffentlicht wurde, sollen 
folgende Korridore, die Streckenabschnitte in Deutschland beinhalten, mit ETCS 
ausgerüstet werden: 

Korridor A (Rotterdam-)Emmerich-Basel(-Mailand/Genua), 


Korridor B (Stockholm-)Puttgarden-Hamburg-Nürnberg-München-(Kuf- 

stein-Brenner-Verona-Rom-Neapel), 

Korridor E Dresden-(Prag-Wien/Bratislava— Budapest-Bukarest-Constanza) 

mit einer baldigen Verbindung zum Korridor F, 

Korridor F Aachen-Duisburg— Magdeburg-Berlin-Frankfurt/Oder(— War- 

schau)/Magdeburg-Horka(-Terespol). 


Die Umsetzungsmodalitäten im Einzelnen sowie die Finanzierung werden der- 
zeit innerhalb der Bundesregierung und zwischen Bundesregierung und EU- 
Kommission abgestimmt. 


22. Gibt es bereits einen Umsetzungsplan für das Nationale Hafenkonzept, 
und wie sieht er gegebenenfalls aus bzw. wann ist mit der Fertigstellung 
zu rechnen? 

Das BMVBS erarbeitet zurzeit einen Umsetzungsplan für das Nationale Hafen- 
konzept. Inhalt und Termin der Fertigstellung sind mit den Ländern und Verbän- 
den abzustimmen. 
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23. Wurden bereits Arbeitsgruppen eingesetzt, die die Umsetzung der Maß- 
nahmen des Nationalen Flughafenkonzepts prüfen sollen, und wie sehen 
gegebenenfalls die verschiedenen Optionen zur Umsetzung der Maßnah- 
men aus? 

Es wurde eine Expertengruppe zur Prüfung von Möglichkeiten zur Beschleuni- 
gung von Genehmigungs- und Planfeststellungsverfahren eingerichtet. Die 
Frage nach „verschiedenen Optionen zur Umsetzung von Maßnahmen“ stellt 
sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht. 


24. Was ist das Ergebnis der Gespräche mit den Verbänden und Unternehmen 
zur Ausweitung der Rampenzeiten zur zeitlichen Entzerrung des Güter- 
verkehrs, und wie sehen die dazu geplanten gemeinsamen Veranstaltun- 
gen aus, die zur Abstimmung der Maßnahmen beitragen sollten? 

Im Ergebnis der vom BMVBS geführten Gespräche wurde deutlich, dass eine 
Verminderung der Wartezeiten nicht allein durch flexibilisierte Anliefer- und 
Abholzeitfenster erreicht werden kann. Derzeit lässt das BMVBS durch das 
Bundesamt für Güterverkehr im Rahmen der Marktbeobachtung eine umfas- 
sende Darstellung der Datenlage zu Wartezeiten an Laderampen erstellen. Da- 
nach wird über das weitere Vorgehen entschieden. 


25. Wie ist der Stand der im Masterplan vorgesehenen bundesweiten Initia- 
tive mit dem Ziel, umweit- und klimafreundliche Verkehrskonzepte für 
den städtischen Verkehr zu entwickeln, und an wen wurde die Studie zur 
Rolle der Güterverkehrszentren, die im September 2009 ausgeschrieben 
wurden, vergeben? 

Das Vergabeverfahren für die Erstellung einer Studie „Gutachten über die Ef- 
fekte der Güterverkehrszentren in Deutschland“ wurde im März 2010 abge- 
schlossen. Der Auftrag wurde an die LUB Consulting GmbH in Dresden in Ko- 
operation mit dem Institut für Seewirtschaft und Logistik in Bremen vergeben. 


26. Sind die Vorbereitungen für das Handlungskonzept Stadtverkehr abge- 
schlossen, und was ist gegebenenfalls das Ergebnis der Vorbereitungen? 

Die Bundesregierung sieht es in dieser Legislaturperiode als erforderlich, aber 
auch als hinreichend an, dass den Kommunen im Rahmen des „Aktionsplans 
urbane Mobilität“ der EU-Kommission unter Wahrung ihrer jeweiligen Zustän- 
digkeiten ein „Werkzeugkasten“ zur Verfügung gestellt wird, aus dem sie sich 
die erforderlichen und geeigneten Instrumente für einen nachhaltigen Stadtver- 
kehr auswählen können. Hierbei wird die Bundesregierung auf die Einbezie- 
hung der ländlichen Regionen sowie auf die strikte Beachtung des Subsidiari- 
tätsprinzips hinweisen. 


27. Was ist der Inhalt der Förderrichtlinie zur Unterstützung von Pilotprojek- 
ten zum verstärkten Einsatz von innovativen Technologien im Bereich 
Güterverkehr und Logistik? 

Die Arbeiten an einer Förderrichtlinie zur Unterstützung von Pilotprojekten zum 
verstärkten Einsatz von iimovativen Technologien im Bereich Güterverkehr und 
Logistik sind noch nicht abgeschlossen. 
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28. Was ist das Ergebnis der von der Bundesregierung an das Unternehmen 
Intraplan Consulting GmbH vergebenen Studie zum Thema „Analyse der 
Transitverkehre“, und welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
daraus entwickeln und umsetzen? 

Die Studie ist noch nicht abgeschlossen. Daher können zurzeit keine Aussagen 
getroffen werden, welche Maßnahmen die Bundesregierang daraus entwickeln 
oder umsetzen wird. 


29. Wie sieht das Konzept des zuständigen Ministeriums und dem ShortSea- 
Shipping Inland Waterway Promotion Center (SPC) zur Verlagerung von 
Gütertransporten auf den Wasserweg aus, und in welcher Form werden 
die Länder daran beteiligt? 

Die Verlagerung von Straßengütertransporten auf den Wasserweg (Seeverkehr, 
Binnenschifffahrt) ist ein politisches Ziel der Bundesregierung und als Beitrag 
zur Entlastung der Straßeninfrastraktur im Koalitionsvertrag verankert. Das 
Konzept wird zur Zeit unter Mitwirkung des SPC bearbeitet und mit den Län- 
dern und den Wirtschaftsverbänden abgestimmt. 


30. Wie sehen die mit den zuständigen Bundesministerien abgestimmten Vor- 
schläge für möglichst fairen Wettbewerb der einzelnen Verkehrsträger im 
Hinblick zum Beispiel auf Nutzerfinanzierung, Unfallkosten, Umwelt- 
kosten, Infrastrukturkosten, Stromsteuer im Schienenverkehr aus, die die 
Bundesregierung umsetzen wird? 

32. Wie sieht der derzeitige Beitrag der Bundesregierung zur europäischen 
Diskussion der externen Kosten (Luftverschmutzung, Klimaschäden, 
Lärmschäden, Unfallschäden, Stau) aus, um die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Güterverkehrswirtschaft nicht isoliert zu beeinträchtigen? 

Die Fragen 30 und 32 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Die Bundesregierung achtet bei ihren Entscheidungen darauf, dass die Wettbe- 
werbsfähigkeit zwischen den einzelnen Verkehrsträgern und im europäischen 
bzw. internationalen Vergleich gewahrt bleibt. Deshalb tritt sie auch dafür ein, 
dass die von der EU geforderte Anlastung externer Kosten nicht allein auf einen 
Verkehrsträger abzielen darf. Die Anlastung von Stau- und Unfallkosten wird im 
Übrigen abgelehnt. Es ist notwendig, dass von der Europäischen Kommission 
ein ausgereiftes Konzept zur Anlastung der externen Kosten vorgelegt wird, das 
auch die aktuelle wirtschaftliche Situation der Verkehrsträger mit berücksich- 
tigt. 


3 1 . Wie wird die Bundesregierung dazu beitragen, Gütertransporte von der 
Straße auf die Schiene und Wasserstraße zu verlagern, wenn sie gleich- 
zeitig die Fördermittel für den Bau und Ausbau von Umschlaganlagen 
des kombinierten Verkehrs im Haushalt 2010 kürzt? 

Die Bundesregierung misst der Verlagerung von Gütertransporten von der 
Straße auf die Schiene und die Wasserstraße — wo immer dies sinnvoll ist — eine 
Verkehrs- und umweltpolitisch große Bedeutung bei. Dem Kombinierten Ver- 
kehr kommt hierbei eine maßgebliche Rolle zu. Daher werden noch nicht gebun- 
dene Mittel aus dem so genannten Konjunkturpaket II zusätzlich zu dem im 
Haushalt 2010 vorgesehenen Mittelansatz für den Kombinierten Verkehr zur 
Verfügung gestellt. 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-11- 


Drucksache 17/2082 


33. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung außer dem beschleunig- 
ten sechs- und achtspurigen Ausbau der Bundesautobahnen zur Entmi- 
schung von Güter- und Personenverkehr auf der Straße umsetzen? 

Zur Entmischung von Güter- und Personenverkehr werden auch die Ausrüstung 
hoch belasteter Autobahnabschnitte mit Verkehrssteuerungs- und Verkehrsma- 
nagementsystemen sowie die Beseitigung des Lkw-Stellplatzdefizits beitragen. 


34. Wird die Bundesregierung zur Engpassbeseitigung bei der Schiene die 
Strategie „Netz 21“ der DB AG fortfiihren und beschleunigen? 

Die Strategie „Netz 21“ ist ein unternehmerisches Konzept der DB Netz AG. 

Der Bund beseitigt Engpässe im Schienennetz insbesondere durch die Investi- 
tionen in den Neu- und Ausbau nach dem Bedarfsplan für die Bundesschienen- 
wege. Im Übrigen stellt die Bundesregierung in den Jahren 2009 bis 2013 jähr- 
lich 2,5 Mrd. Euro für die Finanzierung von Investitionen zur Erhaltung des Be- 
standsnetzes im Rahmen der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung zur 
Verfügung. 


35. Wie sieht das Konzept zur Lösung von Trassenkonflikten aus, und plant 
die Bundesregierung eine Ausweitung der Priorisierung des Güterver- 
kehrs in den Nachtstunden? 

Das Thema der Ausweitung einer Priorisierung des Güterverkehrs wurde im 
Flinblick auf die laufenden Verhandlungen zu dem Vorschlag für eine Verord- 
nung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines europäi- 
schen Schienenetzes für einen wettbewerbsfähigen Güterverkehr zurückgestellt, 
da eine rein nationale Behandlung nicht in Betracht kommt. 


36. Welche Zwischenergebnisse der Bedarfsplanüberprüfung für die Straße 
und Schiene, deren endgültiges Ergebnis für Sommer 2010 angekündigt 
wurde, liegen dem Bundesverkehrsministerium bereits vor, und wird die 
Bundesregierung bei der Überprüfung auch den Bedarf der Binnenwas- 
serstraßen berücksichtigen, auch wenn hierfür nicht ausdrücklich ein Be- 
darfsplan vorliegt? 

Das BMVBS wird nach Vorliegen der Ergebnisse der Bedarfsplanüberprüfung 
für Straße und Schiene einen Bericht an den Verkehrsausschuss des Deutschen 
Bundestages erstellen. 

Im Bereich der Bundeswasserstraßen werden die disponiblen Bundeswasser- 
straßenprojekte des Bundesverkehrswegeplans 2003 dahingehend überprüft, ob 
ihre gesamtwirtschaftliche Vorteilhaftigkeit nach heutiger Kenntnislage weiter- 
hin gegeben ist. 


37. Wie forciert die Bundesregierung PPP-Lösungen (PPP - Public Private 
Partnership) im Straßenbausektor, und wie weit ist das Vergabeverfahren 
für die so genannte 2. Staffel? 

Nach erfolgreichem Abschluss der Konzessionsverträge für alle vier Betreiber- 
modell-Pilotprojekte (sog. A-Modelle = 1. Staffel ÖPP) bis 2009 zielen derzei- 
tige Aktivitäten darauf ab, den mit der neuentwickelten Beschaffungsvariante 
verfolgten sechsstreifigen Ausbau von insgesamt rund 175 prioritären Auto- 
bahnkilometem bis Ende 2014 in Gänze zu erreichen. 
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Der Vergabestart möglichst aller acht ÖPP-Projekte der 2. Staffel mit weiterent- 
wickelten Projektstrukturen soll möglichst bis Ende 2012 erfolgen (abhängig je- 
weils von Baurechtschaffung durch die Länder und positiver Wirtschaftlich- 
keitsuntersuchung) . 


38. Was ist das Ergebnis der im Rahmen des Masterplans veranlassten Studie 
der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) zur Wirkung unterschiedli- 
cher BAB-Mauten (BAB - Bundesautobahn), die Ende 2009 nach Aussa- 
gen des Bundesverkehrsministeriums vorliegen sollte? 

39. Welche Maßnahmen sieht das Konzept zur zeitlichen Mautspreizung der 
Bundesregierung aufgrund des Schlussberichts der BASt-Studie zur Wir- 
kung unterschiedlicher BAB-Mauten vor, und wie sieht die Streckenaus- 
wahl für die Pilotanwendungen aus? 

Die Fragen 38 und 39 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Vor dem Hintergrund der Neujustierung des Masterplanes Güterverkehr und Lo- 
gistik ist die Erarbeitung eines Konzeptes zur Differenzierung der Mautsätze 
nach Strecken und Zeitklassen bisher nicht weitergeführt worden. 


40. Für wann plant die Bundesregiemng eine Abschaffung des Schienenbo- 
nus, und wie hoch werden die finanziellen Auswirkungen dieser Maß- 
nahme eingeschätzt? 

Die Koalitionsvereinbarung sieht vor, den Schienenbonus schrittweise zu redu- 
zieren mit dem Ziel, ihn ganz abzuschaffen. Die Bundesregierung sieht es als 
ihre Aufgabe an, differenzierte Aspekte der Lärm-Charakteristik, der konkreten 
schutzbedürftigen Situation und der Wirkung auf den Menschen zu betrachten 
und innerhalb der finanziellen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. Eine 
Aussage zur Terminierung der vollständigen Abschaffung des Schienenbonus 
kann zurzeit nicht getroffen werden. 


4 1 . Welche Anreize wird es für die Umrüstung des rollenden Materials hin zu 
lärmarmen Güterwaggons geben, und plant die Bundesregiemng eine 
wirksame Differenziemng der Trassenpreise nach Lärmemissionen? 

Das BMVBS hat auf Basis des Gutachtens „Der Weg zum leisen Güterverkehr“ 
vom November 2007 das Pilot- und Innovationsprogramm „Leiser Güterver- 
kehr“ initiiert. Die Laufzeit ist auf den Zeitraum von 2009 bis 2012 angelegt. 
Das Pilot- und Innovationsprogramm „Leiser Güterverkehr“ beinhaltet die Un- 
terstützung der Entwicklung neuer Verbundstoff-Bremssohlen mit optimierten 
technischen und akustischen Eigenschaften, die pilotmäßige Umrüstung der 
Grauguss-Bremssohle auf Verbundstoff-Bremssohlen von bis zu 5 000 Güter- 
wagen, die schwerpunktmäßig auf den Strecken des Rheintals verkehren, sowie 
die Untersuchung verschiedener Modelle und Anwendung im Pilotprojekt „Lei- 
ser Rhein“ für die Einführung eines Trassenpreissystems mit lärmabhängiger 
Preiskomponente. Die Ergebnisse einer jüngst in Auftrag gegebenen Studie zu 
einem lärmabhängigen Trassenpreissystem sollen bis September 2010 vorlie- 
gen. 
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42. Welche Anreize der Bundesregierung zur Prozessoptirnierung der Logis- 
tikkette unter stärkerer Berücksichtigung der Umweltbelange wird es ge- 
ben, und wie bewertet die Bundesregierung insbesondere die Auswirkun- 
gen von finanziellen Förderungsanreizen für eine freiwillige Umweltzer- 
tifizierung der Logistikketten? 

Derzeit wird geprüft, welche Anreize zur Prozessoptimierung der Logistikkette 
unter stärkerer Berücksichtigung der Umweltbelange sirmvoll erscheinen. Die 
Umweltzertifizierang von Logistikketten wird von der Bundesregierang begrüßt 
und unterstützt. Ob in diesem Bereich finanzielle Anreize durch den Bund 
zweckmäßig sind, wird ebenfalls geprüft. 


43. Wird die Bundesregierung im Rahmen der Maßnahmen zur so genannten 
Mautharmonisierung die Förderung der Anschaffung emissionsarmer und 
lärmarmer Lkw in der bisherigen Form fortführen? 

Die Bundesregierung plant, im Rahmen der so genannten Mautharmonisierang 
die Förderung der Anschaffung emissionsarmer schwerer Nutzfahrzeuge wie 
bisher fortzuführen. 


44. Wird die Bundesregierung die im Herbst 2008 für den 1. Januar 2011 be- 
schlossene Mauterhöhung für Euro-3 -Fahrzeuge um 2 Cent/km wieder 
rückgängig machen und gleichzeitig auch die Absenkung der Maut für 
die anderen umweltfreundlicheren Fahrzeugklassen um 0,1 Cent/km zu- 
rücknehmen? 

Das BMVBS plant eine entsprechende Änderung der Mauthöheverordnung. 


45. Plant die Bundesregierung Änderungen im Rahmen der Mautharmonisie- 
rung bezüglich der Fördersumme, die jeweils für ein Fahrzeug sowie in 
der Summe für ein Unternehmen höchstens beim De-minimis-Förderpro- 
gramm beantragt werden können? 

Ja 


46. Wie sehen die Fördermaßnahmen der Bundesregierung aus, verstärkt 
Pflanzenöl und Biodiesel im Lkw-, ÖPNV- (öffentlicher Personermahver- 
kehr) und Binnenschifffahrtssektor einschließlich technischer Umrüstung 
einzusetzen? 

Konkrete Fördermaßnahmen der Bundesregierung, verstärkt Pflanzenöl- und 
Biodiesel im Lkw-, ÖPNV und Binnenschifffahrtssektor einschließlich der tech- 
nischen Umrüstung einzusetzen, gibt es derzeit nicht. 


47. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung aufgrund des ersten Be- 
richts des Bundesamts für Güterverkehr (BAG) aus dem Jahr 2009 über 
die Kontrollergebnisse des BAG und der Landespolizei umsetzen, damit 
Sozialvorschriften im Straßengüterverkehr verstärkt durchgesetzt und die 
Verkehrssicherheit erhöht wird? 

Die Bundesregierung wird die Auswertung der Kontrollergebnisse des BAG und 
der Polizei gemeinsam mit den Ausbildungsträgem im Transport- und Logistik- 
bereich auswerten und zielgerichtet Schwerpunkte im Bereich der Aus- und 
Weiterbildung setzen, die dazu beitragen, durch bessere Einhaltung der Lenk- 
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und Ruhezeiten die Verkehrssicherheit auf unseren Straßen zu erhöhen. Initiati- 
ven, die über die reine Aus- und Weiterbildung hinausgehen, werden gegebe- 
nenfalls geprüft. 


48. Führt die Bundesregierung im Rahmen der im Masterplan vorgesehenen 
Aus- und Weiterbildungsinitiative zusammen mit der Logistikbranche 
Workshops bzw. Informationsveranstaltungen zur besseren Vernetzung 
und Zusammenarbeit der Akteure auf Arbeitsebene durch und ist das 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) als Verord- 
nungsgeber von 90 Prozent aller Ausbildungsordnungen und das für die 
Weiterbildung zuständige Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung (BMBF) sowie die Verbände und Gewerkschaften ebenfalls ein- 
gebunden, und werm ja, in welcher Form? 

Die Bundesregierung erarbeitet derzeit zusammen mit Aus- und Weiterbil- 
dungsinstitutionen, den Tarifvertragsparteien, dem Deutschen Industrie- und 
Handelskammertag und Verbänden unter Einbeziehung der Bundesagentur für 
Arbeit und dem Bundesinstitut für Berufsbildung gemeinsam konkrete Aktio- 
nen. Dies geschieht im Rahmen einer Arbeitsgruppe. 


49. Wird es wie im Masterplan vorgesehen regelmäßige Gipfeltreffen zum 
Thema Arbeit und Ausbildung in Güterverkehr und Logistik geben, und 
wenn ja, wann findet das erste Gipfeltreffen statt? 

Ein Termin für das erste Gipfeltreffen zum Thema Arbeit und Ausbildung im 
Güterverkehr steht noch nicht fest. 


50. Wie sehen die Maßnahmen für die Schaffung eines international aner- 
kannten Studiengangs zur Aus- und Fortbildung der nationalen sowie in- 
ternationalen Führungskräfte im Güterverkehrs- und Logistikbereich aus? 

ln Deutschland verfügen rund 130 Hochschulen über ein logistisches Lehrange- 
bot. Aufgrund dieses dichten und guten Angebots, ist es Ziel der Bundesregie- 
rung, die Qualität und die Vielseitigkeit der Angebote der gesamten akademi- 
schen Hochschul- und Weiterbildung in der Logistik in Deutschland hervorzu- 
heben, um so ein dauerhaftes, international anerkanntes Renommee zu gewähr- 
leisten. Hierzu wird zurzeit zusammen mit Vertretern aus Lehre und Forschung, 
der Wirtschaft und Verbänden das weitere Vorgehen entwickelt und abgestimmt. 


51. In welchem Umfang erfolgten 2009 und im ersten Quartal 2010 in dem 
Wirtschaftszweig Anmeldungen zur Kurzarbeit? 

52. Wie viele Beschäftigte waren bzw. sind betroffen? 

Die Fragen 5 1 und 52 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Zahlen zur tatsächlichen Inanspruchnahme von Kurzarbeitergeld liegen aktuell 
bis Ende 2009 vor, Daten für das 1 . Quartal 2010 werden von der Bundesagentur 
für Arbeit am 1. Juni 2010 veröffentlicht. 

Im 1 . Quartal 2010 wurden nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit im Wirt- 
schaftszweig Verkehr und Lagerei rund 1 200 Anzeigen von konjunktureller 
Kurzarbeit nach § 170 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) über- 
mittelt, in denen Kurzarbeit für insgesamt 13 725 Personen angezeigt wurde. Im 
gesamten Jahr 2009 waren es in dieser Branche 8 007 Anzeigen für 149 103 Per- 
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sonen. 2009 nahmen 2 498 Betriebe im Bereich Verkehr und Lagerei tat- 
sächlichkonjunkturelles Kurzarbeitergeld nach § 170 SGB III in Anspruch. Von 
Kurzarbeit betroffen waren in diesem Wirtschaftszweig im Jahresdurchschnitt 
31 162 Personen, ln der Gesamtwirtschaft arbeiteten 2009 durchschnittlich 
1,09 Millionen Personen kurz, der Anteil des Wirtschaftszweigs Verkehr und 
Lagerei an allen Kurzarbeitern liegt somit bei 2,9 Prozent. 


53. Sind im Bereich Güterverkehr und Logistik in besonderem Maße ältere 
Arbeitnehmer von Personalabbau betroffen? 

Die Zahlen der Bundesagentur für Arbeit zeigen, dass im Zeitraum von Septem- 
ber 2008 bis September 2009 die Beschäftigung im Wirtschaftszweig Verkehr 
und Lagerei stärker zurück gegangen ist (—2,1 Prozent) als in der Gesamtwirt- 
schaft (-0,7 Prozent). Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung von Ar- 
beitnehmern im Alter zwischen 50 und 64 Jahren hat jedoch im gleichen Zeit- 
raum zugenommen, sowohl in der Gesamtwirtschaft (+4,4 Prozent) als auch im 
Bereich Verkehr und Lagerei (+3,9 Prozent). Zwar fällt die Zunahme in diesem 
Wirtschaftszweig etwas geringer aus als im Branchendurchschnitt, in Anbe- 
tracht der Beschäftigungsentwicklung insgesamt wird die Situation Älterer in 
dieser Branche jedoch als positiv bewertet. 


54. Wann wird die Bundesregierung wie im Masterplan beschlossen das See- 
arbeitsübereinkommen von 2006 der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), das Regelungen zu den Arbeits- und Lebensbedingungen der See- 
leute enthält, ratifizieren? 

Die Bundesregierung wird das Seearbeitsübereinkommen durch ein neues See- 
arbeitsgesetz in deutsches Recht umsetzen. Der Gesetzentwurf soll dem Deut- 
schen Bundestag bis Ende des Jahres vorgelegt werden. Nach Abschluss des Ge- 
setzgebungsverfahrens wird das Verfahren zur Ratifikation des Seearbeitsüber- 
einkommens 2006 eingeleitet. 


55. Gibt es ein Konzept für die Vermarktung des Logistikstandorts Deutsch- 
land, und wenn ja, wie sieht es aus? 

Im Konzept der Bundesregierang zur Vermarktung des Logistikstandortes 
Deutschland sind u. a. Einrichtung und Betrieb einer Geschäftsstelle, eines 
Internetauftritts sowie die Präsenz auf Messen und Kongressen vorgesehen als 
auch die Durchführung von Veranstaltungen bei deutschen Botschaften im Aus- 
land. 

Das BMVBS hat nach europaweiter Ausschreibung mit der Umsetzung des 
Konzepts das Bieterkonsortium der Unternehmen ADHOC und Medienbüro im 
Reichstag beauftragt, den Logistikstandort Deutschland zu vermarkten. Hierzu 
hat der Auftragnehmer die Logistics Council Germany GmbH (LCG) gegründet. 


56. Wie wird die Bundesregierung die Sicherheitsstrategie für die Güterver- 
kehrs- und Logistikwirtschaft weiterentwickeln? 

Mit der Maßnahme „Sicherheitsstrategie für die Güterverkehrs- und Logistik- 
wirtschaft“ des Masterplans Güterverkehr und Logistik greift die Bundesregie- 
rung die Themenfelder „Sicherheit der Lieferketten“ und „Schutz kritischer In- 
frastrukturen“ auf, die sämtliche an der Güterversorgung beteiligten Verkehrs- 
träger betreffen. Im Wege eines kooperativen Ansatzes zwischen Staat und Wirt- 
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Schaft sollen die notwendigen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr so entwickelt 
werden, dass die Sicherheit bei möglichst geringer Belastung des Verkehrs- und 
Warenflusses gewährleistet wird und die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh- 
men erhalten bleibt. Die Umsetzung der Maßnahme wird durch einen branchen- 
übergreifenden Arbeitskreis mit den großen Transport- und Logistikverbänden, 
den Verbänden der Infrastrukturbetreiber und den relevanten Bundesressorts be- 
gleitet. Auf Basis der dort erarbeiteten Bestandsaufnahme zum bereits erreichten 
Sicherheitsniveau sowie der Ergebnisse eingehender Untersuchungen der noch 
bestehenden Risiken, Gefährdungen und Verwundbarkeiten des Transportsek- 
tors wird die Arbeit an einer Strategie fortgesetzt. 
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